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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 19. Mai, 9.15 Uhr, Burgstraße 4, Besprechungsraum 200

Plenumssitzung des Seniorenbeirates der Landeshauptstadt München.
Auf der Tagesordnung steht u.a. das Referat „Arbeit der Beschwerdestelle
der Landeshauptstadt München” von Kornelie Rahnema, Leiterin der Be-
schwerdestelle.

Wiederholung
Mittwoch, 19. Mai, 19.30 Uhr, Saal des Alten Rathauses

Infoveranstaltung zur Wahl des Ausländerbeirates 2010 mit Oberbürger-
meister Christian Ude, Cumali Naz, Vorsitzender des Ausländerbeirates,
Peter Günther, Wahlleiter München, und Jörg Schering, Leiter des Wahl-
mtes München.

Freitag, 21. Mai, 10 Uhr, Winthiorstraße 20

Stadträtin Dr. Inci Sieber (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Dorothea
Beer im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Freitag, 21. Mai, 11 Uhr, Chiemgaustraße 70

Stadtrat Dr. Reinhold Babor (CSU) gratuliert dem Münchner Ehepaar Sofie
und Hans Hausberger im Namen der Stadt zur Diamantenen Hochzeit.

Donnerstag, 20. Mai, 19 Uhr,

Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1

Zur Eröffnung der Ausstellungen „Guido Mangold – Fotografien 1959 bis
heute“ und „Max Scheler: Von Konrad A. zu Jackie O. – Fotografien aus
Deutschland, China und USA“.  sprechen Dr. Isabella Fehle, Direktorin des
Münchner Stadtmuseums, Professor Dr. J. A. Schmoll genannt Eisen-
werth, Kunsthistoriker, Peer-Olaf Richter, Kurator der Ausstellung „Max
Scheler“, Hamburg, und Dr. Ulrich Pohlmann, Leiter der Sammlung Foto-
grafie des Münchner Stadtmuseums.
Achtung Redaktionen: Pressevorbesichtigung am Donnerstag, 20. Mai,
um 11 Uhr. Guido Mangold und Peer-Olaf Richter werden anwesend sein.
(Siehe auch unter Meldungen)
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Freitag, 21. Mai, 12 Uhr, St. Emmeram,

Cosimastraße/Ecke Oberföhringer Straße

Die Stadtwerke München (SWM) und die Münchner Verkehrsgesellschaft
(MVG) laden ein zum Spatenstich für die neue Tram St. Emmeram. Es
sprechen Oberbürgermeister Christian Ude, MVG-Chef Herbert König
und Ulrich Tetzner für den BA 13 (Bogenhausen). Anschießend erfolgt –
voraussichtlich gegen 12.30 Uhr – der symbolische erste Spatenstich im
Bereich der künftigen Wendeschleife. Um zirka 13 Uhr startet eine Bus-
Rundfahrt entlang der künftigen Strecke, in deren Rahmen das Neubau-
vorhaben vor Ort erläutert wird.
Anfahrt: U6 bis Studentenstadt, von dort mit dem MetroBus 50 (Richtung
Johanneskirchen Bahnhof) bis St. Emmeram (drei Haltestellen).

Meldungen

Zehn Jahre Theatron Pfingstfestival

(18.5.2010) Vom 22. bis 24. Mai steigt das Theatron Pfingstfestival im
Olympiapark. 18 innovative und hochkarätige Acts werden in den drei Ta-
gen jeweils von 16 Uhr bis 22 Uhr auf der Bühne des Theatrons stehen.
Der Eintritt ist frei. Zum zehnjährigen Jubiläum werden am Pfingstmontag,
24. Mai, Überraschungsstargäste mit Kurzeinlagen gratulieren.
Vor zehn Jahren hat das Jugendkulturwerk des Stadtjugendamtes seine
bis dahin an aufeinander folgenden Sonntagen stattfindende Konzertreihe
in ein Festival umgewandelt. Gemeinsam mit der Agentur Queerbeat wur-
de eine dreitägige Veranstaltung an Pfingsten entwickelt. Nicht nur die
Form sondern auch die Inhalte wurden erneuert. So fand ein Wechsel vom
eher klassischen Rock, Hardrock und Blues hin zu Independent, Alternati-
ve und Elektronik statt. Das Jugendkulturwerk bietet jungen Künstlerinnen
und Künstlern eine Auftrittsmöglichkeit vor einem großen Publikum ohne
kommerziellen Druck.
Seither sind regionale, überregionale und internationale Acts jedes Jahr
auf dem Festival vertreten. Bewusst wird auf so genannte Headliner ver-
zichtet, es werden neue, innovative und weitgehend unbekannte Künstle-
rinnen und Künstler vorgestellt, die für „herkömmliche Hörgewohnheiten“
oft neu sind. Und dieses „Experiment“ funktioniert. Das Publikum ist be-
reit, sich auf neue, teilweise auch ungewöhnliche Sounds einzulassen.
Dies zeigt sich an den bis zu 10.000 Zuschauerinnen und Zuschauer und
Fans, die inzwischen auch aus ganz Deutschland anreisen, um umsonst
und im Freien den Auftritt von Bands zu erleben, die vielleicht schon bald
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vor ihrem großen Durchbruch stehen. So haben Acts wie Klee, Virginia
Jetzt, Scott Matthew, Polarkreis 18 und viele mehr in diesen zehn Jahren
im wunderschönen Rund am Olympiasee ihre Auftritte gehabt.
Neben der Auszeichnung mit dem AZ-Stern der Woche (2001) gab und gibt
es seither immer wieder begeisterte Kritiken in regionalen wie auch über-
regionalen Medien. Sowohl dies, als auch die unzähligen positiven Rück-
meldungen des Publikums haben den neuen Weg, der 2000 erstmals be-
schritten wurde, eindrucksvoll als den richtigen bestätigt.
Dem Stadtjugendamt/Jugendkulturwerk ist es ein Anliegen, das Theatron-
Pfingstfestival als feste Einrichtung beizubehalten. Unterstützung erfährt
es dabei von der Olympiapark GmbH, dem Kulturreferat und dem Feier-
werk e.V.. Infos zum Ablauf und Programm unter www.theatron.de

Welt-Hepatitis-Tag: Am besten kostenlos testen

(18.5.2010) Weltweit leidet jeder zwölfte Mensch an Hepatitis B oder C.
Die wenigsten Betroffenen wissen jedoch, dass sie sich mit der schwer-
wiegenden Erkrankung infiziert haben. Der Welt-Hepatitis-Tag am Mitt-
woch, 19. Mai, soll auf Hepatitis B und C aufmerksam machen und die
Bevölkerung sensibilisieren. Das Referat für Gesundheit und Umwelt be-
kämpft gezielt die Ausbreitung der tückischen Infektionskrankheit. In der
„Beratungsstelle für sexuell übertragbare Infektionen einschließlich Aids“
(Bayerstraße 28a) werden deshalb anonyme und kostenlose Tests ange-
boten. Diese können zu den Öffnungszeiten und nach Vereinbarung ge-
macht werden. Auf der Internetseite www.muenchen.de/infektionen infor-
miert das Referat für Gesundheit und Umwelt über Hepatitis, wie man
sich schützen kann und wer zu den so genannten Risikogruppen zählt.
Hepatitis ist eine durch Viren hervorgerufene Entzündung der Leber, die
ansteckend ist. In Deutschland gibt es schätzungsweise 500.000 Men-
schen, die an Hepatitis B erkrankt sind. Allerdings wissen nur rund 20 bis
30 Prozent von ihrer Erkrankung. Diese kann zu dauerhaften Leberschä-
den wie Leberzirrhose und Leberkrebs führen, aber auch tödlich verlaufen.

Stadtmuseum: Ausstellungen „Max Scheler“ und „Guido Mangold“

(18.5.2010) Am Donnerstag, 20. Mai, werden im Münchner Stadtmuseum
die Fotoausstellungen „Max Scheler – Von Konrad A. zu Jackie O. – Bilder
aus Deutschland, China und den USA“ und „Guido Mangold – Fotografien
1958 bis heute“ eröffnet.
Mit Max Scheler (1928 - 2003), Sohn des gleichnamigen Philosophen, ist
einer der prägenden Vertreter der internationalen Reportagefotografie
wiederzuentdecken. Durch Herbert List zur Fotografie gekommen, wurde
er von Robert Capa als Junior-Mitglied in die legendäre Fotogruppe „Mag-

http://www.theatron.de
http://www.muenchen.de/infektionen
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num“ aufgenommen. Als freier Bildjournalist war Scheler für viele inter-
nationale Illustrierte wie Life, Picture Post, Paris Match, Epoca oder die
Münchner Illustrierte tätig. Ab 1959 war er für den Stern als Reporter be-
deutender zeitgeschichtlicher Ereignisse unterwegs. Mit Rolf Gillhausen
gründete er später das Magazin Geo und betreute es bis 1980 als Bild-
chef, danach arbeitete er in derselben Position für Merian bis 1992. Außer-
dem betreute er als Nachlassverwalter das Archiv von Herbert List, das
sich heute im Münchner Stadtmuseum in der Sammlung Fotografie befin-
det. In der Ausstellung mit 150 Fotografien kommentieren die Motive aus
Deutschland die Jahre des Wirtschaftswunders, den politischen Aufbruch
der Bundesrepublik und die Teilung Deutschlands. Während die Bilder aus
China von Krise, Umbruch und kultureller Fremde erzählen, begegnen die
Vereinigten Staaten in den Arbeiten von Max Scheler als vielschichtiges
und widersprüchliches Phänomen: hoch entwickelt und dennoch provinzi-
ell; demokratisch fortschrittlich und zugleich rassistisch und ungerecht. Es
sind Bilder, die über die Zerrissenheit der großen Nation beredte Auskunft
geben.
Guido Mangold, geboren 1934 in Ravensburg und heute in Ottobrunn bei
München ansässig, zählt zu den renommiertesten deutschen Land-
schafts- und Magazin-Fotografen nach 1945. Ursprünglich zum Konditor
ausgebildet, entschied er sich bald für die Fotografie und studierte bei Otto
Steinert an der Werkkunstschule Saarbrücken und der Folkwang Schule in
Essen. Seine frühen Schwarzweiß-Aufnahmen der Industrielandschaften
im Ruhrgebiet sind noch vom strengen grafischen Stil seines Lehrers ge-
prägt. In der Folgezeit entwickelt er im Auftrag für die Illustrierten Quick,
twen, Jasmin, Geo und Art seine charakteristische Handschrift, die forma-
le Strenge und einfühlsame Beobachtungsgabe miteinander verbindet.
Mangold gilt u.a. als Entdecker des legendären Covergirls Uschi Obermai-
er, die er mehrfach für twen ablichtete. Weitere Portraitserien sind den
Künstlern der deutschen und amerikanischen Pop Art wie George Segal,
Duane Hanson, Alex Colville, Joseph Beuys oder Georg Baselitz gewid-
met. Aber auch Politiker wie John F. Kennedy, Konrad Adenauer oder Willy
Brandt hat Mangold in psychologisch eindringlichen Bildern festgehalten,
die über die Tagesaktualität hinaus ihren zeitlosen Wert behalten haben.
Landschaftskompositionen, die auf vielen seiner Reisen in Europa, Asien
und Amerika entstanden, beschließen den Parcours.
Beide Ausstellungen sind vom 21. Mai bis 12. September im Münchner
Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, Dienstag bis Sonntag von 10 bis 18
Uhr, zu besichtigen. Der Eintritt kostet 6 Euro, ermäßigt 3 Euro.
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Ausstellung mit Fotografien von Cirenaica Moreira

(18.5.2010) In der Gedok-Galerie München ist ab 20. Mai die Ausstellung
„sand im mund“ mit Fotografien von Cirenaica Moreira zu sehen. Die
1969 geborene kubanische Künstlerin Cirenaica Moreira setzt sich in ihren
farbigen Fotografien häufig kritisch mit der Rolle der Frau in der Gesell-
schaft, speziell aber mit der Situation der Frauen in Kuba, auseinander.
Ihre poetischen Bilder scheinen ganze Geschichten zu erzählen und lassen
viel Spielraum für eigene Assoziationen. Die Werke von Cireneica Moreira
waren sowohl in Einzelausstellungen in Kuba, Mexiko und den USA zu
sehen als auch in Gruppenausstellungen in den USA, Kanada und ver-
schiedenen europäischen Ländern, u.a. im Pariser Musée Quai de Branly
(2007). Zur Eröffnung der Ausstellung „sand im mund“ am Mittwoch,
19. Mai, 19 Uhr, in den Räumen der Gedok-Galerie München, Elisabeth-
straße 13/Rückgebäude, spricht Reinhild Gerum, der Kurator und Maler
Siegfried Kaden wird eine Einführung in das Werk der kubanischen Künst-
lerin geben. Die Ausstellung wird gefördert vom Kulturreferat der Landes-
hauptstadt München und ist vom 20. bis 29. Mai Donnerstag und Freitag
von 15 bis 18 Uhr und Samstag von 14 bis18 Uhr zu besichtigen.

Bairischer Abend  in der Stadtbibliothek Laim

(18.5.2010) Im Rahmen der Laimer Stadtteilwoche lädt die Stadtbibliothek
Laim, Fürstenrieder Straße 53, am Freitag, 21. Mai, um 19 Uhr zu einem
bairischen Abend ein. Hannes Wilhelm, gebürtiger Münchner und Liebha-
ber der bairischen Mundart, liest Gereimtes und Ungereimtes aus eigener
Feder. Begleitet wird er vom Laimer Saitenspiel, fünf begeisterten Musi-
kantinnen und Musikanten unter der Leitung von Gerda Ließem, die mitt-
lerweile seit acht Jahren zusammen musizieren. Der Eintritt ist frei. Die
Öffnungszeiten der Bibliothek sind: Montag, Dienstag, Donnerstag und
Freitag von 10 bis 19 Uhr, Mittwoch von 14 bis 19 Uhr. Nähere Informatio-
nen  unter Telefon 1 27 37 33-0 oder im Internet unter www.muenchner-
stadtbibliothek.de/laim. Das Gesamtprogramm der Laimer Stadtteilwoche
gibt es als Flyer im Stadtteil und unter muenchen.de/rathaus 

http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/laim
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/laim
http://www.muenchen.de/rathaus 
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 18. Mai 2010

Ist die gesetzliche Vorgabe einer 2/3-Mehrheit bei Beschluss des

Stadtrats für die Option rechtmäßig oder wird damit die kommunale

Selbstverwaltung ausgehebelt?

Anfrage Stadtrat Siegfried Benker (Bündnis 90/Die Grünen) vom 12.4.2010

Antwort Oberbürgermeister Christian Ude:

Ihre Anfrage vom 12.04.2010 bezieht sich auf einen Referentenentwurf der
Bundesregierung zur Neuorganisation der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende.

Der Entwurf sieht vor, dass im Grundsatz das Modell der gemeinsame
Aufgabenwahrnehmung durch Agenturen für Arbeit und Kommunen fort-
gesetzt wird. Kommunen, die die Aufgaben nach dem SGB II vollständig
und eigenverantwortlich wahrnehmen wollen (“Optionskommunen”), kön-
nen dies jedoch beantragen. Für die Antragstellung ist eine Mehrheit von
zwei Dritteln der Mitglieder der jeweils zuständigen Vertretungskörper-
schaft erforderlich.

Das qualifizierte Mehrheitserfordernis soll vor allem sicherstellen, dass
der weitreichenden Entscheidung einer Kommune für die alleinige Wahr-
nehmung der Aufgaben nach dem SGB II eine sorgfältige und ausführliche
politische Meinungsbildung vorausgegangen und ein hoher Grad an Akzep-
tanz vorhanden ist. Damit werde die für eine nachhaltige Aufgabenwahr-
nehmung unabdingbare Kontinuität der Verwaltungsstrukturen gewährlei-
stet (vgl. S. 28 Referentenentwurf).

Die verfassungsrechtliche Zulässigkeit des 2/3-Erfordernisses war bereits
vor der Veröffentlichung des Referentenentwurfs rechtlich umstritten und
ist es auch heute noch.

Auf Bitte des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales hat das Bundes-
ministerium des Innern in Abstimmung mit dem Bundesministerium der
Justiz die Vereinbarkeit des 2/3-Erfordernisses mit dem Grundgesetz ge-
prüft. Das Bundesministerium des Innern kam zu dem Ergebnis, dass die
2/3-Regelung mit der Garantie der kommunalen Selbstverwaltung verein-
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bar sei und auch nicht in die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder zur
Regelung des Kommunalverfassungsrechts eingreife.

Jeweils mit Schreiben vom 08.04.2010 haben das sächsische Staatsmini-
sterium für Soziales und Verbraucherschutz, das hessische Ministerium
für Arbeit, Familie und Gesundheit sowie der Deutsche Landkreistag er-
hebliche Zweifel an der Richtigkeit der verfassungsrechtlichen Einschät-
zung durch das Bundesministerium des Innern geltend gemacht.

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen kann ich Ihnen Folgendes mitteilen:

Frage 1:

Wie sieht die Stadtverwaltung diesen Versuch der Einflussnahme auf die
kommunale Selbstverwaltung. Wie wird dies rechtlich beurteilt?

Antwort:

Ein Verstoß gegen die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung aus
Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG liegt nicht vor (dazu unter 1.). Auch ist zweifel-
haft, ob die Ansicht des deutschen Landkreistages zutrifft, soweit dieser
einen unzulässigen Eingriff in die Gesetzgebungszuständigkeit der Länder
rügt (dazu unter 2.).

1. Verstoß gegen die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung?

Die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung des Artikel 28 Abs. 2
Satz 1 GG gewährleistet den Gemeinden grundsätzlich die Befugnis zu
eigenverantwortlicher Führung aller Geschäfte in Bezug auf die Angelegen-
heiten der örtlichen Gemeinschaft. Zu der Befugnis eigenverantwortlicher
Führung der Geschäfte gehört auch die so genannte „Organisationshoheit”.
Im Rahmen der Organisationshoheit legen die Gemeinden für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben Abläufe und Entscheidungszuständigkeiten

im einzelnen fest und bestimmen damit auch über Gewichtung, Qualität
und Inhalt ihrer Entscheidungen. Die Organisationshoheit ist daher  auch
betroffen, wenn der Bund festlegt, dass für die Entscheidung über eine
bestimmte Frage der Stadtrat zuständig ist und dass diese Entscheidung
mit einer bestimmten Mehrheit getroffen werden muss.

Die Gewährleistung der Organisationshoheit besteht allerdings nur „im
Rahmen der Gesetze”. Der Gesetzgeber kann deshalb grundsätzlich auch
auf die innere Organisation der Gemeinden Einfluss nehmen. Dabei darf
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er jedoch nicht in den von Artikel 28 Abs. 2 Satz 1 GG unbedingt gewähr-
leisteten „Kernbereich” der Selbstverwaltungsgarantie eingreifen.

Die hier in Rede stehende Regelung greift nicht in diesen Kernbereich ein.

Nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichtes (Urteil vom 26.10.1994,
Az. BvR 445/91) gehört „die grundsätzlich freie Bestimmung über die Or-
ganisation der Gemeinde überhaupt” gerade nicht zum Kernbereich der
Selbstverwaltungsgarantie. Insbesondere die Entscheidung über die
Grundstrukturen der Gemeinde (diese sind zumeist in Gemeindeordnun-
gen geregelt) wird in allen Bundesländern stets als Sache des Gesetzge-
bers angesehen. Der Kernbereich der kommunalen Selbstverwaltung ver-
bietet nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichtes in diesem Zusam-
menhang deshalb lediglich Regelungen, „die eine eigenständige organisa-
torische Gestaltungsfähigkeit der Kommunen im Ergebnis ersticken

würden”. Dies ist hier nicht der Fall.

Allenfalls soweit man die Auffassung des ehemaligen Bundesverfas-
sungsrichters Böckenförde (in „Demokratie als Verfassungsprinzip”, Isen-
see/Kirchhoff, Handbuch des Staatsrechts II, 3. Auflage 2004, § 24 Rn. 53)
teilt, wäre es denkbar, wegen des Erfordernisses der Zwei-Drittel-Mehr-
heit einen Verstoß gegen demokratische Prinzipien anzunehmen. Nach
Meinung von Böckenförde sind qualifizierte Mehrheiten demokratisch ge-
sehen nämlich nur dort gerechtfertigt, „wo die Kerngehalte der demokrati-
schen Ordnung selbst in Frage stehen, wie die demokratischen Freiheits-
rechte oder Ausformungen des demokratischen Gleichheitsprinzips”.

Einen Eingriff in den Kernbereich kommunaler Selbstverwaltung dürfte ein
solcher Verstoß gegen demokratische Grundsätze allerdings nur dann be-
gründen können, wenn er die Entscheidung über genuin gemeindliche An-
gelegenheiten betrifft, die nicht nur einmalig auftreten (wie z. B. ein gene-
relles Zwei-Drittel-Mehrheitserfordernis für den Erlass kommunaler Sat-
zungen). Beides ist hier nicht gegeben.

Mangels Eingriff in den Kernbereich der kommunalen Selbstverwaltungs-
garantie liegt deshalb im Ergebnis kein Verstoß gegen Artikel 28 Abs. 2
GG vor.
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2. Eingriff in die Gesetzgebungskompetenz der Länder?

Nach Ansicht des Deutschen Landkreistages verstößt die Einführung ei-
nes Zwei-Drittel-Mehrheitserfordernisses gegen die im Grundgesetz fest-
gelegte Kompetenzordnung.

Danach besteht keine Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das
Kommunalverfassungsrecht. Die gesetzlichen Regelungen des Kommu-
nalrechts sind vielmehr gemäß Artikel 70 GG der ausschließlichen Gesetz-
gebungszuständigkeit der Länder zugewiesen. Die Länder haben daher
alleine darüber zu bestimmen, für welche Aufgaben welche kommunalen
Organe zuständig sind und welche Mehrheitsregelungen hier jeweils zur
Anwendung gelangen.

Allerdings hat das Bundesverfassungsgericht in der Vergangenheit (BVerf-
GE 22, 180; BVerfGE 77, 288) einen unmittelbaren Zugriff des Bundes auf
die Kommunen als zulässig angesehen, wenn es sich bei der Einschaltung
der Kommunen durch den Bundesgesetzgeber um eine punktuelle Annex-
regelung zu einer zur Zuständigkeit des Bundesgesetzgebers gehörenden
materiellen Regelung handelte und gleichzeitig die Einschaltung der Kom-
munen für den “wirksamen Vollzug” der materiellen Bestimmungen not-
wendig ist.

Zudem darf nicht vernachlässigt werden, dass das Reformvorhaben
gleichzeitig auch eine Grundgesetzänderung beinhaltet. Nach dem dort
neu vorgesehenen Art. 91e Abs. 3 GG wird dem Bund ausdrücklich die
Regelung der näheren Details zur Ausgestaltung des Optionsrechts über-
lassen:

„Artikel 91e GG neu
(1) Bei der Ausführung von Bundesgesetzen auf dem Gebiet der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende wirken Bund und Länder oder die nach Lan-
desrecht zuständigen Gemeinden und Gemeindeverbände in der Regel in
gemeinsamen Einrichtungen zusammen.
(2) Der Bund kann zulassen, dass eine begrenzte Anzahl von Gemeinden
und Gemeindeverbänden auf ihren Antrag und mit Zustimmung der ober-
sten Landesbehörde die Aufgaben nach Absatz 1 allein wahrnimmt. Die
notwendigen Ausgaben einschließlich der Verwaltungsausgaben trägt der
Bund, soweit die Aufgaben bei einer Ausführung des Gesetzes nach Ab-
satz 1 vom Bund wahrzunehmen sind.
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(3) Das Nähere regelt ein Bundesgesetz, das der Zustimmung des Bun-
desrates bedarf.”

Das 2/3-Mehrheitserfordernis als Voraussetzung für die Antragstellung
stellt nach Ansicht des Bundesministeriums des Innern in Anbetracht die-
ser verfassungsrechtlichen Vorgaben auch eine bloße tatbestandliche Vor-
aussetzung der bundesgesetzlich zu regelnden Antragstellung dar.

Danach geht es lediglich um die nähere Ausgestaltung des erst bundes-
rechtlich eingeräumten Mitwirkungsrechts der Gemeinden an der Aufga-
benübertragung durch den Bund, nicht aber um eine generelle Vorgabe für
die Organisation oder die Entscheidungsabläufe der kommunalen Selbst-
verwaltungsgremien. Die Regelung greift insofern nicht in die Gesetzge-
bungszuständigkeit der Länder zur Regelung des Kommunalverfassungs-
rechts ein.

Im Ergebnis könnte deshalb wohl die Gesetzgebungskompetenz des Bun-
des für die Regelung des 2/3-Mehrheitserfordernisses noch zu bejahen
sein.

Die Landeshauptstadt München könnte den hier in Rede stehenden Ver-
stoß gegen die Gesetzgebungskompetenz ohnehin nicht im Rahmen einer
Kommunalverfassungsbeschwerde geltend machen.

Frage 2:

Gibt es andere gesetzliche Vorgaben, die ein bestimmtes Quorum vom
Stadtrat verlangen, um Gültigkeit zu erlangen?

Antwort:

Solche gesetzlichen Vorgaben gibt es. Die Bayerische Gemeindeordnung
fordert beispielsweise Zwei-Drittel-Mehrheiten für die Bildung einer Ge-
meinde durch Ausgliederung aus einer bestehenden Gemeinde (Art. 11
Abs. 3 Nr. 3 BayGO), für den Widerruf der Ernennung zu Ehrenbürgern
wegen unwürdigen Verhaltens (Art. 16 Abs. 2 2. Halbsatz BayGO), für die
Abberufung des Leiters des Rechnungsprüfungsamtes gegen seinen Wil-
len (Art. 104 Abs. 3 Satz 2 BayGO) und für die Abberufung von Prüfern des
Rechnungsprüfungsamtes gegen ihren Willen (Art. 104 Abs. 3 Satz 3 Bay-
GO).
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

Alexander Reissl
Stadtrat

Helmut Schmid
Stadtrat

Horst Lischka
Stadtrat

München, 18.05.2010

DGB-Index Gute Arbeit für München nutzen

Antrag:

Der DGB-Index Gute Arbeit wird auch in München erhoben.
Im Rahmen einer schriftlichen Befragung werden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
aus allen Branchen, Einkommensgruppen und Beschäftigungsverhältnissen nach ihrer
Sicht auf die Arbeitsgestaltung befragt.

Der DGB-Index Gute Arbeit ist ein Maß für die Qualität der Arbeits- und
Einkommensbedingungen. Die Indexwerte signalisieren, in welchem Grad die
Arbeitssituationen der Beschäftigten den Kriterien für Gute Arbeit gerecht werden.
Der Index wird differenziert nach Branchen, Beschäftigungsverhältnissen und Geschlecht
aufgegliedert.

Das Ergebnis der Befragung dient als wichtige Grundlage für die politische Arbeit der
Landeshauptstadt München.

Begründung:

Die DGB-Index GmbH führt seit 2007 in verschiedenen Branchen Befragungen zur
Qualität der Arbeit aus Sicht der Beschäftigten durch. Auf dieser Grundlage kann
inzwischen schon eine Entwicklung der Arbeitsqualität nachgezeichnet und
gesellschaftliche Entwicklungen mit Zahlen belegt werden.

Durch die Erstellung eines Index für München werden die Unterschiede zur bundesweiten
Situation deutlich. Folgende Fragestellung spielen unter anderem eine Rolle: Wo liegen



Probleme oder Bedürfnisse die für München spezifisch sind? Arbeiten die Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen in München durchschnittlich länger oder kürzer? Arbeiten mehr
oder weniger im Schichtbetrieb? Und was bedeutet dies für die Landeshauptstadt
München?

Durch den DGB-Index können aber auch bestehende Initiativen und Projekte der Stadt
überprüft werden. So könnte herausgearbeitet werden, ob sie den Bedürfnissen der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsprechen oder in Teilbereichen neu ausgerichtet
werden müssen. So beschäftigt sich der DGB-Index zum Beispiel sehr ausführlich mit dem
Bereich der Gesundheit und der Belastung durch Arbeit. Eine wichtige Schlussfolgerung
für Initiativen der Stadt wäre zum Beispiel, in welchem Maße Münchner Arbeitnehmer und
Arbeitnehmerinnen von körperlich schwerer Arbeit betroffen sind oder ob die emotionalen
Anforderungen im Vordergrund stehen.

Grundsätzlich könnten aber durch den DGB-Index auch Erkenntnisse gewonnen werden,
die als sozioökonomische Grundlage für kommunale Fragestellungen dienen, wie zum
Beispiel das Durchschnittseinkommen der Münchner Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer.

gez. gez. gez.
Alexander Reissl Helmut Schmid Horst Lischka
Stadtrat Stadtrat Stadtrat
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Herrn  
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus
80331 München   ANTRAG
                                                                                                                            18.05.10

Oberirdische Führung der U-Bahn nach Pasing zur Chefsache machen!

Der Stadtrat möge beschließen:

OB Ude wird gebeten, sich auf Spitzenebene bei der DB AG und im Benehmen mit dem 
Bayerischen Verkehrsministerium dafür einzusetzen, dass das städtische Baureferat vonsei -
ten der Bahn optimal unterstützt wird, um im Auftrag des Münchner Stadtrats die Machbar -
keit  einer oberirdischen Führung der U-Bahn bis  zum Bahnhof Pasing unter Nutzung der 
Gleistrassen 0 und 1 zu klären.

Begründung:
Das Baureferat  ist  schon weit  gekommen mit  der Ausführung des Stadtratsauftrages,  die 
Machbarkeit  einer  U-Bahn-Anbindung  des Bahnhofs  Pasing  auch  unter  der  Berücksichti-
gung einer  oberirdischen  Trassen-Variante  zu klären.  Laut  einem Bericht  /1/  beklagt  der 
städtische Chefingenieur  die  –  allzu  bekannte  – Schwierigkeit,  bei  „der  Bahn“  überhaupt 
einen Ansprechpartner zu finden. 

Da aber die Bayerische Staatsregierung in ihrem Beschluss vom 22. März zum Bahnknoten  
München ausdrücklich die Wichtigkeit  einer U-Bahn-Anbindung des Bahnhofs Pasing her-
vorhebt und zu Recht die Stadt München hier in die Pflicht nimmt, ist es erforderlich, für den  
Fortgang der  Untersuchungen alle  Unterstützung seitens  „der  Bahn“  auf  höchster  Ebene 
einzufordern.  Denn eine U-Bahnanbindung Pasings ist  für  die Stabilisierung des Schnell -
bahnsystems im Münchner Westen aufgrund ihrer vollständigen Redundanz sogar wichtiger  
als eine 2. S-Bahnstammstrecke.

Die Mitwirkung der Bahn ist unerlässlich, weil sich schon heute abzeichnet (laut /1/), dass 
eine oberirdische Einführung der U-Bahn wesentlich preiswerter käme.

Quellen
/1/ www.merkur-online.de/lokales/nachrichten/stadt-plant-wieder-pasinger-u-bahn-750952.html

gez.                                   gez.                                                gez.
Dr. Georg Kronawitter        Ursula Sabathil                              Tobias Weiß 
Stadtrat                              Stadträtin                                       Stadtrat 

gez.
Josef Schmid, Stadtrat
Fraktionsvorsitzender

CSU-Fraktion, Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765 
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Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

München, den 18.05.2010

Antrag

München fliegt �atmosfair�

Der Stadtrat beschließt, dass zukünftig bei allen Flügen, die Stadtratsmitglieder
und Angehörige der Verwaltung für die Stadt München unternehmen müssen,
ein Beitrag an atmosfair gezahlt wird.
Damit werden Klimaschutzprojekte in Entwicklungsländern finanziert. Die Höhe
des jeweiligen Betrages pro Flugreise richtet sich nach den
Berechnungskriterien von atmosfair und ermöglicht die Einsparung der durch
den Flug verursachten CO2-Emissionen an anderer Stelle. Die Verwaltung wird
aufgefordert, umgehend die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen hierfür zu
schaffen.

Begründung:

München hat ambitionierte Ziele im Klimaschutz. Bis 2030 soll der CO2 Ausstoß um
50 % gesenkt werden und das in 5 Jahresschritten von 10 %.
Um diese Ziel zu erreichen, muss die Stadt alle Möglichkeiten der CO2 Reduzierung
nutzen.

2004 haben wir bereits den Antrag gestellt, dass der CO2 Ausstoß aller Flüge von
Stadtratsmitgliedern und der Verwaltung über atmosfair ausgeglichen werden soll.
Dies wurde damals mit folgender Begründung abgelehnt:
�Freiwillige Beiträge zur Unterstützung von Klimaschutzprojekten sind Spenden zur
Entwicklungshilfe oder Entwicklungszusammenarbeit und betreffen damit traditionell
eine Aufgabe, die auf Bundesebene angesiedelt ist. Dabei hat der Bund alleinige
Entscheidungskompetenz zur Wahrnehmung auswärtiger Beziehungen. Der
finanzielle Beitrag der Landeshauptstadt käme weder einer bestimmten Region noch
einer bestimmten Nachbargemeinde zu Gute, sondern würde in einen allgemeinen
Topf fließen, aus dem heraus die verschiedensten Umweltprojekte finanziert würden.
Die Rechtsabteilung des Direktoriums ist daher der Auffassung, dass der kommunale
Bezug nicht gegeben ist. Aufgrund der fehlenden kommunalen
Befassungskompetenz nach dem Grundgesetz darf der Stadtrat hierzu inhaltlich
nicht entscheiden.� So die Begründung 2004.
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Andere Städte in Deutschland scheinen das allerdings anders zu sehen. Düsseldorf
hat im Februar 2008 beschlossen, alle Flüge des Stadtrates und der Verwaltung zu
kompensieren. Auch Tübingen kompensiert inzwischen die Flüge.
Warum sollte das also in München nicht möglich sein?
Ein Bundesgesetz scheint dem also nicht entgegenzustehen.
Deshalb muss die Verwaltung jetzt den Stadtrat darüber entscheiden lassen!

Fliegen belastet das Klima wie keine andere Art der Fortbewegung. Aber nicht immer
kann auf eine Flugreise verzichtet werden. Immer mehr öffentliche Institutionen und
private Träger sind dazu übergegangen, die Klimafolgen ihrer Flüge durch freiwillige
Abgaben für Klimaschutzprojekte auszugleichen. So hat z. B. die Bundesregierung
dies für alle Flüge der Bundesministerien beschlossen. Auch die Landesregierung
von NRW hat eine ähnliche Regelung angekündigt.

Mit atmosfair können die verursachten Emissionen auf freiwilliger Basis an anderer
Stelle wieder eingespart werden. Die Höhe der Emissionen wird auf der Grundlage
des aktuellen Standes der Klimaforschung ermittelt. Bei einer Reise von München in
die Partnerstadt Bordeaux müssten für eine Person z. B. 14 � an atmosfair entrichtet
werden. Für einen Hin- und Rückflug nach Berlin sind 9 � zusätzlich zu zahlen.

Warum gerade atmosfair?
atmosfair ist eine gemeinnützige GmbH. Gesellschafter ist die umwelt- und
entwicklungs- orientierte Stiftung Zukunftsfähigkeit.
Die atmosfair-Standards sind entstanden aus einem Forschungsprojekt des
Bundesumweltministeriums. Schirmherren sind der ehemalige Exekutiv-Direktor des
Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) Prof. Dr. Klaus Töpfer sowie die
Klimaforscher Prof. Dr. Mojib Latif und Prof. Dr. Hartmut Graßl

2008 flossen 92 % der Spendengelder in Projekte, die Klimagase reduzieren, der
Rest ( nur 8%) ging in Kundenbetreuung, Öffentlichkeitsarbeit und Verwaltung. Die
Mittelverwendung wird durch UNO akkreditierte Kontrollorganisationen vollständig
zertifiziert. Alle Projekte werden nach den Kriterien des bei der internationalen
Klimakonferenz in Kyoto vereinbarten �Clean development mechanism� durchgeführt
und entsprechen dem so genannten �Gold Standard�. Die Gewährleistung dieses
Gold-Standards unterscheidet atmosfair von anderen Anbietern und sorgt für
größtmögliche Kundensicherheit.
Durch die Umsetzung der Projekte in Entwicklungsländern wird neben dem Effekt für
den
Klimaschutz auch ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung geleistet.

Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen - rosa liste
Sabine Krieger
Stadträtin



Herrn
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus

18. Mai 2010

Antrag Nr.:
München spart Steuergelder!
EineWeltHaus (EWH) wird aufgelöst

Der Stadtrat möge beschließen:
Das EineWeltHaus erhält ab sofort keine finanziellen Leistungen von der Landeshauptstadt
München. Die Immobilie in der Schwanthalerstraße 80, 80336 München wird veräußert.
Geprüft wird die Möglichkeit, das Konzept des EWH (Programm, Veranstaltungen, Kurse
etc.) in den Bürgerhäusern zu integrieren.

Begründung:

Im EineWeltHaus werden seit 2002 mit großer finanzieller Unterstützung der
Landeshauptstadt München, Veranstaltungen unterschiedlicher Organisationen
durchgeführt.

Veranstaltungen, Programme und Kurse, die bislang im EineWeltHaus durchgeführt
wurden, können künftig u. a. auch in Bürgerhäusern stattfinden. Dies trägt zu einer
besseren Kommunikation und Integration bei.

Gez.
Dr. Michael Mattar
Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Gabriele Neff Prof. Dr. Jörg Hoffmann
Stellv. Fraktionsvorsitzende Stellv. Fraktionsvorsitzender

Gez. Gez.
Christa Stock Dr. med. Otto Bertermann
Ea. Stadträtin Ea. Stadtrat

FDP-Fraktion im Münchner Stadtrat  |  Rathaus  |  80313 München
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